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Drudcsadie Nr. 29^6 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Abs chrif t 


Bonn, den 20 . Dezember 1951 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutsdien Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 75. Sitzung 
arh 20. Dezember 1951 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestage am 13. Dezember 1951 verabschiedeten 

Gesetz über die Feststellung Ton 
Vertreibungsscliäden und Kriegssadisdiäden 
(F eststellungsgesetz) 

- Nrn. 1140, 2810, ^ 2810 der Drucksachen, 
Umdruck Nr. 390 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen 
Gründen einberufen wird. 

In Vertretung; 

gez. Brauer 


Bonn, den 20. Dezember 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Sdireiben 
vom 13. Dezember 1951 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


In Vertretung: 

Brauer 


Druck: Patar Ifalar. Bniidarf-Siagharf 
lilaia-Tartriab : Dr. Hant Heger, Andernach, Breite Ste BO 
und Wiefbaden, Nietee^eatr. 1 



Anlage 


Bundesrai 


Bonn, den 20. Dezember 1951 


Befr,; Gesetz über die Feststellung von Vertreibungssdhäden 
und Kriegssachschäden (Feststellungsgesetz) 


Der Vermittlungssausdiuß wird aus folgenden 
Gründen angerufen: 

1. Im § 3 Absatz 1 Zeile 7 sind vor den 
Worten „entstanden ist” einzufügen: 

„oder einem Sowjetzonenflüchtling als 
Kriegs- und Kriegsfolgeschaden oder im 
Zusammenhang mit seiner Flucht in der 
sowjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin”. 

Begründung: 

Die Einbeziehung dieses Personenkreises 
wird für notwendig gehalten. 

2. § 23 Absatz 1 ist zu streichen. 

3. § 23 Absatz 3 Satz 3 ist zu streichen. 

4. Die übrigen Bestimmungen des Feststellungs- 
gesetzes über die Organisation (Dritter 
Abschnitt) sind den Vorschriften des Grund- 
gesetzes über die Ausführung der Bundes- 
gesetze anzupassen. 

Begründung zu 2. bis 4.: 

Die beabsiditigte gesetzliche Regelung 
im Dritten Abschnitt muß in Einklang 
mit den Bestimmungen des Grundgesetzes 
gebracht werden. Die im § 23 Absatz 1 
vorgesehene Erweiterung des Kreises 
der bundeseigenen Verwaltung und der 
Bundesauftragsverwaltung sowie die 
weiter vorgesehene Schaffung einer 
Mischform von bundeseigenerVerwaltung 
und Bundesauftragsverwaltung ist mit 
den Bestimmungen des Grundgesetzes 
nicht vereinbar. Das gleiche gilt für die 
in § 23 Absatz 3 Satz 3 für den Präsi- 
denten des Flauptamtes für Soforthilfe 


vorgesehene Befugnis zum Erlaß allge- 
meiner Verwaltungsvorsdiriftcn und zur 
Erteilung von Weisungen. Die notwen- 
dige Rechtsgrundlage für ein etwa erfor- 
derlich erachtetes Weisungsrecht des Präsi- 
denten des Hauptamtes für Soforthilfe 
kann, ohne daß es hierfür einer Ver- 
fassungsänderung bedarf, im Wege einer 
Verwaltungsvcreinbarung geschaffen wer- 
den. Gegen eine derartige Verwaltungs- 
vereinbarung bestehen keine rechtlichen 
Bedenken. 

5. Die Verwaltungskosten im § 40 sind bis 
zum Erlaß des endgültigen Gesetzes über 
die Durchführung des Listenausgleichs ent- 
sprechend dem in Artikel 1 20 des Grund- 
gesetzes aufgestcllten Grundsatz dem Bund 
aufzuerlcgen. 

Begründung: 

Artikel 120 des Grundgesetzes schreibt 
vor, daß der Bund die Aufwendungen 
für die Kriegsfolgelasten trägt. Diesem 
Grundsatz muß auch bei der Durch- 
führung des Feststellungsgesetzes ent- 
sprochen werden. Die Bezugnahme auf 
§ 78 des Soforthilfegesetzes kann nicht 
hingenommen werden, da das Sofort- 
hilfegesetz vor Erlaß des Grundgesetzes 
in einer Zeit erlassen worden ist, in der 
dem Vereinigten Wirtschaftsgebiet keine 
nennenswerten eigenen Einnahmen zur 
Verfügung standen. Die Erstattung eines 
Betrages von 9. — DM für jeden Fest- 
stellungsbescheid deckt keinesfalls die 
Kosten, die den Ländern und Gemeinden 
durch das Gesetz entstehen. 



